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Liebe Ärztinnen! 
Liebe Ärzte!

Das Transportieren von Blut und Gewebe 
durch gemeinnützige Vereine ist unter 
bestimmten Voraussetzungen umsatzsteu-
erfrei. Lesen Sie die Details auf Seite 2. Auf 
Seite 2 berichten wir außerdem über die 
Umsatzsteuerpflicht der an die Apotheken 
zu Coronazeiten gewährten Schutzmas-
kenpauschalen. Auf Seite 3 informieren wir 
Sie detailliert über § 4 Nr. 14 Buchstabe b) 
des Umsatzsteuergesetzes bezüglich der 
umsatzsteuerlichen Beurteilung von Privat-
kliniken. Unser Tipp auf Seite 3 beschäftigt 
sich diesmal mit der Gebührenabrechnung 
von Ärztinnen und Ärzten. Über die sozial-
versicherungsrechtliche Beurteilung eines 
Poolarztes berichten wir auf Seite 4.

  Frühjahr 2024

info@heisterborg.de
Telefon: +49 (0) 25 63 / 922 0

HEISTERBORG UND PARTNER

Haben Sie Fragen zu den Beiträgen?  
Dann melden Sie sich gerne bei uns.
Ihr Carsten Kuglarz, 
Steuerberater bei Heisterborg

www.heisterborg.de



Blut- und Gewebetransporte 
Ermäßigter Umsatzsteuersatz
§ 12 Umsatzsteuergesetz/UStG führt in 
Absatz 2 katalogmäßig jene Umsätze 
auf, die dem ermäßigten Steuersatz un-
terliegen. In Nr. 8 Buchst. a) des zweiten 
Absatzes sind als dem ermäßigten Um-
satzsteuersatz unterliegende Leistungen 
die Dienstleistungen jener Körperschaf-
ten aufgeführt, die nach ihrer Satzung ge-
meinnützige, mildtätige oder kirchliche 
Zwecke verfolgen. 

  Der Fall 
Ein gemeinnütziger Verein transportierte 
Blut- und Gewebeproben von Arztpraxen 
oder Krankenhäusern zu Laboren. Die 
entsprechenden Lieferverträge wurden 
zwischen dem Verein und den Kranken-
häusern, Ärztinnen bzw. Ärzten und Labo-
ren abgeschlossen. Die Patientinnen und 
Patienten, deren Proben transportiert wur-
den, waren nicht involviert. Die Finanzver-
waltung besteuerte die Leistungen nach 
dem Regelsteuersatz. Der Verein berief 
sich auf die Ermäßigungsvorschrift des  
§ 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchst a) und war der 
Auffassung, dass für die Dienstleistungen 
der ermäßigte Umsatzsteuersatz zur An-
wendung kommen müsse.

  BFH-Urteil 
Der Bundesfinanzhof/BFH grenzte den 
Geltungsbereich der Steuerermäßigungs-
vorschrift auf gemeinnützige Vereine ein. 

Die Steuersatzermäßigung gilt nicht für 
Leistungen, die im Rahmen eines wirt-
schaftlichen Geschäftsbetriebs von sol-
chen Vereinen ausgeführt werden, so der 
BFH. Nach § 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchst. a) 
Satz 2 UStG ist es erforderlich, dass der 
Verein diese Leistungen im Rahmen eines 
Zweckbetriebs erbringt. Ist dies der Fall, 
muss weiter geprüft werden, ob mit den 
Blut- und Gewebetransporten die steuer-
begünstigten satzungsmäßigen Zwecke 
des Vereins verwirklicht werden. 

  Fazit
Die Anwendung des ermäßigten Umsatz-
steuersatzes hängt von vielen Faktoren 
ab. Ärztinnen und Ärzte sollten sich ggf. 
die Erfüllung der Voraussetzungen für 
die Anwendung eines ermäßigten Um-
satzsteuersatzes vom gemeinnützigen 
Transportdienstleister zusichern lassen. 
Im Zweifelsfall ist immer der Regelsteuer-
satz anzuwenden. 

Schutzmaskenpauschale
Schutzmaskenpauschale
Die bundesdeutschen Apotheken erhiel-
ten während der Pandemiezeit Schutzmas-
kenpauschalen ausgezahlt für die Abga-
be von Coronaschutzmasken gemäß der 
Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung/ 
SchutzmV. Die Masken sollten an die Ver-
sicherten der gesetzlichen Krankenkassen 
verteilt werden. Einige Apotheken waren 
der Ansicht, die Pauschalen wären nicht 
umsatzsteuerbar und steuerpflichtig. Sie 
würden vielmehr einen echten Zuschuss 
darstellen und ein echter Zuschuss sei 
eben nicht steuerbar. Außerdem, so die 
Argumentation, sei ein Leistungsaustausch 
schon deshalb zu verneinen, weil nach der 
SchutzmV Zahlungen an die Apotheken 
auch erfolgt sind, wenn keine Schutzmas-
ken abgegeben worden sind. 

  FG-Urteil
Das Niedersächsische Finanzgericht/FG 
teilte die Auffassung der Apotheken nicht. 
Diese hätten vielmehr umsatzsteuerpflichti-
ge Schutzmaskenlieferungen erbracht, und 
zwar an die gesetzlichen Krankenkassen. 
Denn die Krankenkassen stellten ihren ge-
setzlichen Versicherten nach dem Sachleis-
tungsprinzip diese Masken zur Verfügung. 
Die innere Verknüpfung der Schutzmas-
kenpauschale mit der Abgabe der Schutz-
masken resultiert aus der den Apotheken 
in Deutschland obliegenden, im öffentli-
chen Interesse gebotenen Verpflichtung 
zur Sicherstellung einer ordnungsgemä-
ßen Versorgung der Bevölkerung mit Arz-
neimitteln, so das Gericht. Unerheblich war 
daher, ob tatsächlich Schutzmasken abge-
geben wurden und wenn ja wie viele (Urtei-
le vom 12.10.2023, 5 K 45/22 sowie vom 
3.8.2023, 5 K 136/22).

Pflegeunterstüt-
zungsgelder 
2024 
Kurzzeitige 
Arbeitsverhinderung
Arbeitnehmer und Arbeitneh-
merinnen können sich bei ei-
nem plötzlich auftretenden 
Pflegebedarf für die Sicherstel-
lung einer geeigneten pflege-
rischen Versorgung der bzw. 
des betroffenen Angehörigen 
von der Arbeit für die Dauer 
von bis zu 10 Arbeitstagen frei-
stellen lassen (§ 2 Pflegezeit-
gesetz/PflegeZG). Eine kurzfris-
tige Arbeitsfreistellung ist auch 
dann zu gewähren, wenn An-
gehörige nach einem stationä-
ren Krankenhausaufenthalt zu 
Hause versorgt werden müs-
sen.

Pflegeunterstützungsgeld
Betroffene erhalten Pflege-
unterstützungsgelder als Ent-
geltersatzleistung. Die Gelder 
werden von der Pflegekasse 
gezahlt. Anspruch auf Pflegeun-
terstützungsgeld besteht stets 
nachrangig zum Anspruch auf 
Entgeltfortzahlung gegenüber 
der Arbeitgeberin bzw. dem 
Arbeitgeber (z. B. aufgrund von 
Vereinbarungen etwa in Tarif-
verträgen, Betriebsvereinba-
rungen oder Arbeitsverträgen).

Jährliche Inanspruchnahme
Nach dem bis einschließlich 
2023 geltendem Recht be-
stand der Anspruch auf Pfle-
geunterstützungsgeld nur ein-
mal für jede pflegebedürftige 
Person. Nach dem ab 1.1.2024 
geltenden Recht steht Ange-
stellten der Anspruch künftig 
jährlich zu. 
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Abrechnung der Unzeitgebühr 
  Der Fall

Eine Berufsausübungsgemeinschaft bestehend aus Ärztinnen 
und Ärzten für Anästhesiologie, die sich auf Leistungen im 
Zusammenhang mit ambulanten Operationen und mit beleg-
ärztlichen Leistungen spezialisiert hat, gewährleistet eine te-
lefonische Erreichbarkeit rund um die Uhr an sieben Tagen in 
der Woche für Notfälle. Die Gemeinschaft rechnete für diese 
besonderen Dienste eine gesonderte Unzeitgebühr (Gebüh-
renposition GOG 01100 EBM-Ä) ab. Die kassenärztliche Ver-
einigung (KÄV), die die sachliche und rechnerische Richtigkeit 
der Abrechnungen der an der vertragsärztlichen Versorgung 
teilnehmenden Ärzte und Einrichtungen feststellt, erkannte die 
Gebührenposition nicht an und nahm entsprechende Hono-
rarkürzungen vor. Gegen diese erhob die Ärztegemeinschaft 
Klage. Der Klageweg erstreckte sich über drei Instanzen, bis 
hin zum Bundessozialgericht.

  BSG-Urteil 
Das Bundessozialgericht/BSG gab der Revisionsklage der 

Berufsausübungsgemeinschaft/BGA letztendlich statt (Urteil 
vom 15.7.2020, B 6 KA 13/19 R). Für die Geltendmachung ei-
ner Unzeitgebühr käme es nicht darauf an, ob die Ärztin bzw. 
der Arzt von der Patientin bzw. dem Patienten in einem Zeit-
raum in Anspruch genommen wird, der innerhalb der normalen 
Arbeitszeit liegt, so das Gericht. Ebenso wenig steht entgegen 
der Auffassung der Beklagten und des vorinstanzlichen Lan-
dessozialgerichts einer Abrechnung der GOP 01100 EBM-Ä 
entgegen, dass die Klägerin ihren Patienten eine Mobiltelefon-
nummer zur Kenntnis gegeben hat, unter der ein dafür von der 
Klägerin eingeteilter Arzt jederzeit erreichbar ist. Die Bekannt-
gabe einer Mobilfunknummer gegenüber Patienten hat nicht 
zur Folge, dass eine Inanspruchnahme (per Telefon) nicht mehr 
als „unvorhergesehen“ i. S. der Leistungslegende der GOP 
01100 EBM-Ä anzusehen wäre, so das Gericht. Die Auslegung 
des Begriffs „unvorhergesehene Inanspruchnahme“ kann fer-
ner nicht davon abhängen, wie häufig die GOP 01100 EBM-Ä 
von einem Arzt oder einer BGA in Ansatz gebracht wird. 

Umsatzsteuerfreie Krankenhausleistungen 
Grundsätze der Steuerbefreiungen
§ 4 Nr. 14b Umsatzsteuergesetz/UStG stellt Krankenhausbe-
handlungen und ärztliche Heilbehandlungen einschließlich 
Diagnostik, Befunderhebung, Vorsorge, Rehabilitation, Ge-
burtshilfe und Hospizleistungen sowie damit eng verbunde-
ne Umsätze umsatzsteuerfrei. Die Steuerbefreiungen gelten 
uneingeschränkt und ohne weitere Bedingungen, soweit sie 
von öffentlichen Krankenhausbetrieben erbracht werden. Bei 
privaten Kliniken und privaten Dienstleisterinnen bzw. Dienst-
leistern ist die Anwendung dieser Befreiungsvorschrift im Ein-
zelfall zu prüfen. Für die Anerkennung ist auf den Regelungs-
gehalt der Sozialgesetzbücher abzustellen, namentlich dem 
SBG V (Krankenversicherung), VII (Unfallversicherung) und IX 
(Rehabilitation und Teilhabe an behinderten Menschen). 

Steuerbegünstigte private Einrichtungen
§ 4 Nr. 14b UStG zählt in den Buchstaben aa) bis ii) die um-
satzsteuerbefreiten Einrichtungen katalogmäßig und abschlie-
ßend auf. Die Befreiungsvorschrift erfasst: „aa) zugelassene 
Krankenhäuser nach § 108 des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch (SGB V) oder andere Krankenhäuser, die ihre Leistun-
gen in sozialer Hinsicht unter vergleichbaren Bedingungen 
wie die Krankenhäuser erbringen, die in öffentlich-rechtlicher 
Trägerschaft stehen“ oder nach obiger Vorschrift zugelassen 
sind. Unter bb) sind „Zentren für ärztliche Heilbehandlung und 
Diagnostik oder Befunderhebung“ genannt, die an der ver-
tragsärztlichen Versorgung nach § 95 SGB V teilnehmen oder 
für die Regelungen nach § 115 SGB V gelten. Unter cc) fal-
len Einrichtungen, die von den Trägern der gesetzlichen Un-
fallversicherung nach § 34 SGV VII an der Versorgung betei-
ligt worden sind. Steuerbefreit nach Buchstabe dd) sind „Ein-
richtungen, mit denen Versorgungsverträge nach den §§ 111 
und 111a“ SGB V bestehen. Steuerbefreit sind auch „Reha-
bilitationseinrichtungen, mit denen Verträge nach § 38 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch bestehen“ (Buchstabe ee). 

Umsatzsteuerfreie Leistungen erbringen können auch „Einrich-
tungen zur Geburtshilfe“, für die Verträge nach § 134a SGB 
V gelten (Buchstabe ff), Hospizen, mit denen Verträge nach  
§ 39a Abs. 1 SGB V bestehen, oder (gg) Einrichtungen, mit 
denen Verträge nach § 127 in Verbindung mit § 126 Absatz 3 
SGB V über die Erbringung nichtärztlicher Dialyseleistungen 
bestehen (hh), sowie abschließend ii) Gesundheitseinrichtun-
gen in Strafvollzugsanstalten.
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Blut- und Gewebetransporte 
Ermäßigter Umsatzsteuersatz
§ 12 Umsatzsteuergesetz/UStG führt in 
Absatz 2 katalogmäßig jene Umsätze 
auf, die dem ermäßigten Steuersatz un-
terliegen. In Nr. 8 Buchst. a) des zweiten 
Absatzes sind als dem ermäßigten Um-
satzsteuersatz unterliegende Leistungen 
die Dienstleistungen jener Körperschaf-
ten aufgeführt, die nach ihrer Satzung ge-
meinnützige, mildtätige oder kirchliche 
Zwecke verfolgen. 

  Der Fall 
Ein gemeinnütziger Verein transportierte 
Blut- und Gewebeproben von Arztpraxen 
oder Krankenhäusern zu Laboren. Die 
entsprechenden Lieferverträge wurden 
zwischen dem Verein und den Kranken-
häusern, Ärztinnen bzw. Ärzten und Labo-
ren abgeschlossen. Die Patientinnen und 
Patienten, deren Proben transportiert wur-
den, waren nicht involviert. Die Finanzver-
waltung besteuerte die Leistungen nach 
dem Regelsteuersatz. Der Verein berief 
sich auf die Ermäßigungsvorschrift des  
§ 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchst a) und war der 
Auffassung, dass für die Dienstleistungen 
der ermäßigte Umsatzsteuersatz zur An-
wendung kommen müsse.

  BFH-Urteil 
Der Bundesfinanzhof/BFH grenzte den 
Geltungsbereich der Steuerermäßigungs-
vorschrift auf gemeinnützige Vereine ein. 

Die Steuersatzermäßigung gilt nicht für 
Leistungen, die im Rahmen eines wirt-
schaftlichen Geschäftsbetriebs von sol-
chen Vereinen ausgeführt werden, so der 
BFH. Nach § 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchst. a) 
Satz 2 UStG ist es erforderlich, dass der 
Verein diese Leistungen im Rahmen eines 
Zweckbetriebs erbringt. Ist dies der Fall, 
muss weiter geprüft werden, ob mit den 
Blut- und Gewebetransporten die steuer-
begünstigten satzungsmäßigen Zwecke 
des Vereins verwirklicht werden. 

  Fazit
Die Anwendung des ermäßigten Umsatz-
steuersatzes hängt von vielen Faktoren 
ab. Ärztinnen und Ärzte sollten sich ggf. 
die Erfüllung der Voraussetzungen für 
die Anwendung eines ermäßigten Um-
satzsteuersatzes vom gemeinnützigen 
Transportdienstleister zusichern lassen. 
Im Zweifelsfall ist immer der Regelsteuer-
satz anzuwenden. 

Schutzmaskenpauschale
Schutzmaskenpauschale
Die bundesdeutschen Apotheken erhiel-
ten während der Pandemiezeit Schutzmas-
kenpauschalen ausgezahlt für die Abga-
be von Coronaschutzmasken gemäß der 
Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung/ 
SchutzmV. Die Masken sollten an die Ver-
sicherten der gesetzlichen Krankenkassen 
verteilt werden. Einige Apotheken waren 
der Ansicht, die Pauschalen wären nicht 
umsatzsteuerbar und steuerpflichtig. Sie 
würden vielmehr einen echten Zuschuss 
darstellen und ein echter Zuschuss sei 
eben nicht steuerbar. Außerdem, so die 
Argumentation, sei ein Leistungsaustausch 
schon deshalb zu verneinen, weil nach der 
SchutzmV Zahlungen an die Apotheken 
auch erfolgt sind, wenn keine Schutzmas-
ken abgegeben worden sind. 

  FG-Urteil
Das Niedersächsische Finanzgericht/FG 
teilte die Auffassung der Apotheken nicht. 
Diese hätten vielmehr umsatzsteuerpflichti-
ge Schutzmaskenlieferungen erbracht, und 
zwar an die gesetzlichen Krankenkassen. 
Denn die Krankenkassen stellten ihren ge-
setzlichen Versicherten nach dem Sachleis-
tungsprinzip diese Masken zur Verfügung. 
Die innere Verknüpfung der Schutzmas-
kenpauschale mit der Abgabe der Schutz-
masken resultiert aus der den Apotheken 
in Deutschland obliegenden, im öffentli-
chen Interesse gebotenen Verpflichtung 
zur Sicherstellung einer ordnungsgemä-
ßen Versorgung der Bevölkerung mit Arz-
neimitteln, so das Gericht. Unerheblich war 
daher, ob tatsächlich Schutzmasken abge-
geben wurden und wenn ja wie viele (Urtei-
le vom 12.10.2023, 5 K 45/22 sowie vom 
3.8.2023, 5 K 136/22).

Pflegeunterstüt-
zungsgelder 
2024 
Kurzzeitige 
Arbeitsverhinderung
Arbeitnehmer und Arbeitneh-
merinnen können sich bei ei-
nem plötzlich auftretenden 
Pflegebedarf für die Sicherstel-
lung einer geeigneten pflege-
rischen Versorgung der bzw. 
des betroffenen Angehörigen 
von der Arbeit für die Dauer 
von bis zu 10 Arbeitstagen frei-
stellen lassen (§ 2 Pflegezeit-
gesetz/PflegeZG). Eine kurzfris-
tige Arbeitsfreistellung ist auch 
dann zu gewähren, wenn An-
gehörige nach einem stationä-
ren Krankenhausaufenthalt zu 
Hause versorgt werden müs-
sen.

Pflegeunterstützungsgeld
Betroffene erhalten Pflege-
unterstützungsgelder als Ent-
geltersatzleistung. Die Gelder 
werden von der Pflegekasse 
gezahlt. Anspruch auf Pflegeun-
terstützungsgeld besteht stets 
nachrangig zum Anspruch auf 
Entgeltfortzahlung gegenüber 
der Arbeitgeberin bzw. dem 
Arbeitgeber (z. B. aufgrund von 
Vereinbarungen etwa in Tarif-
verträgen, Betriebsvereinba-
rungen oder Arbeitsverträgen).

Jährliche Inanspruchnahme
Nach dem bis einschließlich 
2023 geltendem Recht be-
stand der Anspruch auf Pfle-
geunterstützungsgeld nur ein-
mal für jede pflegebedürftige 
Person. Nach dem ab 1.1.2024 
geltenden Recht steht Ange-
stellten der Anspruch künftig 
jährlich zu. 
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Abrechnung der Unzeitgebühr 
  Der Fall

Eine Berufsausübungsgemeinschaft bestehend aus Ärztinnen 
und Ärzten für Anästhesiologie, die sich auf Leistungen im 
Zusammenhang mit ambulanten Operationen und mit beleg-
ärztlichen Leistungen spezialisiert hat, gewährleistet eine te-
lefonische Erreichbarkeit rund um die Uhr an sieben Tagen in 
der Woche für Notfälle. Die Gemeinschaft rechnete für diese 
besonderen Dienste eine gesonderte Unzeitgebühr (Gebüh-
renposition GOG 01100 EBM-Ä) ab. Die kassenärztliche Ver-
einigung (KÄV), die die sachliche und rechnerische Richtigkeit 
der Abrechnungen der an der vertragsärztlichen Versorgung 
teilnehmenden Ärzte und Einrichtungen feststellt, erkannte die 
Gebührenposition nicht an und nahm entsprechende Hono-
rarkürzungen vor. Gegen diese erhob die Ärztegemeinschaft 
Klage. Der Klageweg erstreckte sich über drei Instanzen, bis 
hin zum Bundessozialgericht.

  BSG-Urteil 
Das Bundessozialgericht/BSG gab der Revisionsklage der 

Berufsausübungsgemeinschaft/BGA letztendlich statt (Urteil 
vom 15.7.2020, B 6 KA 13/19 R). Für die Geltendmachung ei-
ner Unzeitgebühr käme es nicht darauf an, ob die Ärztin bzw. 
der Arzt von der Patientin bzw. dem Patienten in einem Zeit-
raum in Anspruch genommen wird, der innerhalb der normalen 
Arbeitszeit liegt, so das Gericht. Ebenso wenig steht entgegen 
der Auffassung der Beklagten und des vorinstanzlichen Lan-
dessozialgerichts einer Abrechnung der GOP 01100 EBM-Ä 
entgegen, dass die Klägerin ihren Patienten eine Mobiltelefon-
nummer zur Kenntnis gegeben hat, unter der ein dafür von der 
Klägerin eingeteilter Arzt jederzeit erreichbar ist. Die Bekannt-
gabe einer Mobilfunknummer gegenüber Patienten hat nicht 
zur Folge, dass eine Inanspruchnahme (per Telefon) nicht mehr 
als „unvorhergesehen“ i. S. der Leistungslegende der GOP 
01100 EBM-Ä anzusehen wäre, so das Gericht. Die Auslegung 
des Begriffs „unvorhergesehene Inanspruchnahme“ kann fer-
ner nicht davon abhängen, wie häufig die GOP 01100 EBM-Ä 
von einem Arzt oder einer BGA in Ansatz gebracht wird. 

Umsatzsteuerfreie Krankenhausleistungen 
Grundsätze der Steuerbefreiungen
§ 4 Nr. 14b Umsatzsteuergesetz/UStG stellt Krankenhausbe-
handlungen und ärztliche Heilbehandlungen einschließlich 
Diagnostik, Befunderhebung, Vorsorge, Rehabilitation, Ge-
burtshilfe und Hospizleistungen sowie damit eng verbunde-
ne Umsätze umsatzsteuerfrei. Die Steuerbefreiungen gelten 
uneingeschränkt und ohne weitere Bedingungen, soweit sie 
von öffentlichen Krankenhausbetrieben erbracht werden. Bei 
privaten Kliniken und privaten Dienstleisterinnen bzw. Dienst-
leistern ist die Anwendung dieser Befreiungsvorschrift im Ein-
zelfall zu prüfen. Für die Anerkennung ist auf den Regelungs-
gehalt der Sozialgesetzbücher abzustellen, namentlich dem 
SBG V (Krankenversicherung), VII (Unfallversicherung) und IX 
(Rehabilitation und Teilhabe an behinderten Menschen). 

Steuerbegünstigte private Einrichtungen
§ 4 Nr. 14b UStG zählt in den Buchstaben aa) bis ii) die um-
satzsteuerbefreiten Einrichtungen katalogmäßig und abschlie-
ßend auf. Die Befreiungsvorschrift erfasst: „aa) zugelassene 
Krankenhäuser nach § 108 des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch (SGB V) oder andere Krankenhäuser, die ihre Leistun-
gen in sozialer Hinsicht unter vergleichbaren Bedingungen 
wie die Krankenhäuser erbringen, die in öffentlich-rechtlicher 
Trägerschaft stehen“ oder nach obiger Vorschrift zugelassen 
sind. Unter bb) sind „Zentren für ärztliche Heilbehandlung und 
Diagnostik oder Befunderhebung“ genannt, die an der ver-
tragsärztlichen Versorgung nach § 95 SGB V teilnehmen oder 
für die Regelungen nach § 115 SGB V gelten. Unter cc) fal-
len Einrichtungen, die von den Trägern der gesetzlichen Un-
fallversicherung nach § 34 SGV VII an der Versorgung betei-
ligt worden sind. Steuerbefreit nach Buchstabe dd) sind „Ein-
richtungen, mit denen Versorgungsverträge nach den §§ 111 
und 111a“ SGB V bestehen. Steuerbefreit sind auch „Reha-
bilitationseinrichtungen, mit denen Verträge nach § 38 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch bestehen“ (Buchstabe ee). 

Umsatzsteuerfreie Leistungen erbringen können auch „Einrich-
tungen zur Geburtshilfe“, für die Verträge nach § 134a SGB 
V gelten (Buchstabe ff), Hospizen, mit denen Verträge nach  
§ 39a Abs. 1 SGB V bestehen, oder (gg) Einrichtungen, mit 
denen Verträge nach § 127 in Verbindung mit § 126 Absatz 3 
SGB V über die Erbringung nichtärztlicher Dialyseleistungen 
bestehen (hh), sowie abschließend ii) Gesundheitseinrichtun-
gen in Strafvollzugsanstalten.
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Zahlungstermine

April 2024

10. Umsatzsteuer mtl. für März bzw. Febru-
ar mit Dauerfristverlängerung bei  
Sondervorauszahlung 1/11 Abschlag 
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag und 
Kirchenlohnsteuer für März

*15. Ablauf der Zahlungsschonfrist für Um-
satzsteuer, Lohn- und Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag. Dies gilt nicht bei 
Barzahlung und Zahlung per Scheck.

24. Sozialversicherungsbeiträge April 
(Abgabe der Beitragsnachweise)

25. Zusammenfassende Meldung 
(Umsatzsteuer)

26. Sozialversicherungsbeiträge April  
(Fälligkeit der Beiträge)

Mai 2024

10. Umsatzsteuer mtl. für April bzw. März 
mit Dauerfristverlängerung bei Sonder-
vorauszahlung 1/11 Abschlag 
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag und 
Kirchenlohnsteuer für April

13. Ablauf der Zahlungsschonfrist für Um-
satzsteuer, Lohn- und Kirchenlohn-
steuer, Solidaritätszuschlag. Dies gilt 
nicht bei Barzahlung und Zahlung per 
Scheck.

15. Gewerbesteuer-Vorauszahlung,  
Grundsteuer 

*21. Ablauf der Zahlungsschonfrist für  
Gewerbesteuer, Grundsteuer

24. Sozialversicherungsbeiträge Mai 
(Abgabe der Beitragsnachweise) 

*27. *Zusammenfassende Meldung  
(Umsatzsteuer)
Sozialversicherungsbeiträge Mai  
(Fälligkeit der Beiträge)

Juni 2024

10. Umsatzsteuer mtl. für Mai bzw. April mit 
Dauerfristverlängerung bei Sondervor-
auszahlung 1/11 Abschlag
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag und 
Kirchenlohnsteuer für Mai
Einkommensteuer, Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag, Körperschaft- 
steuer, Solidaritätszuschlag  

13. Ablauf der Zahlungsschonfrist für Um-
satzsteuer, Lohn- und Kirchenlohnsteu-
er, Einkommensteuer, Körperschaft-
steuer, Solidaritätszuschlag. Dies gilt 
nicht bei Barzahlung und Zahlung per 
Scheck.

24. Sozialversicherungsbeiträge Juni 
(Abgabe der Beitragsnachweise)

25. Zusammenfassende Meldung  
(Umsatzsteuer)

26. Sozialversicherungsbeiträge Juni  
(Fälligkeit der Beiträge)

Poolarzt 
Zahnarzt als Poolarzt
Ein Zahnarzt hatte seine Praxis verkauft und war auch nicht mehr als Vertragsarzt zugelas-
sen. Er übernahm nach dem Praxisverkauf überwiegend am Wochenende Notdienste in ei-
nem Notdienstzentrum der kassenzahnärztlichen Vereinigung. Der Zahnarzt erhielt für die 
Tätigkeit ein festes Stundenhonorar. Die Deutsche Rentenversicherung Bund und beide Vor-
instanzen stuften den Arzt als selbstständig tätig ein. Der Arzt klagte dagegen - mit Erfolg.

  BSG-Urteil 
Das Bundessozialgericht/BSG nahm hingegen eine abhängige und sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung an. Allein die Tätigkeit für einen vertragszahnärztlichen Notdienst 
ist kein Indiz für eine selbstständige Tätigkeit, so das Gericht. Die Richterinnen und Richter 
begründeten ihre Entscheidung u. a. mit der festen Eingliederung des Arztes in die von der 
kassenzahnärztlichen Vereinigung organisierten Abläufe und dem Fehlen eines unterneh-
merischen Einflusses. Auch erhielt der Arzt eine stundenweise Entlohnung und verfügte nicht 
über eine Abrechnungsbefugnis (Urteil vom 24.10.2023, B 12 R 9/21 R).

Aufzeichnungspflichten bei  
Nachtarbeit 
Nachtarbeitszuschläge 
Zuschläge, die Ärztinnen und Ärzte für ihre tatsächlich geleistete Sonntags-, Feiertags- oder 
Nachtarbeit neben ihrer Grundentlohnung erhalten, sind grundsätzlich einkommensteuer-
frei, sofern die gesetzlichen Prozentsätze vom Grundlohn (bei Nachtarbeitszuschlägen bis 
zu 25 % des Grundlohns) eingehalten werden (§ 3b Abs. 1 Einkommensteuergesetz/EStG). 

Aufzeichnungspflichten 
Nachtarbeiten werden nach obiger Vorschrift als Tätigkeiten in der Zeit von 20 Uhr bis 6 
Uhr definiert. Bei einer Lohnsteuerbetriebsprüfung werden diesbezüglich gerne die von 
der Arbeitgeberin bzw. dem Arbeitgeber geführten Aufzeichnungen für die Sonderzuschlä-
ge aufgegriffen und als unzureichend verworfen. Für Nachtarbeitszuschläge verlangt die 
Finanzverwaltung im Regelfall die genaue Aufzeichnung der Uhrzeiten für Arbeitsbeginn 
und Arbeitsende. Allein die Aufzeichnung der Arbeitsdauer der Nachtarbeiten genügt im 
Regelfall nicht.

  FG-Urteil 
Nach einer Entscheidung des Finanzgericht/FG Schleswig-Holstein sind Anfangs- und 
Schlusszeiten aber keine materielle Voraussetzung für die Steuerfreiheit von Nachtzuschlä-
gen (Urteil vom 9.11.2022, 4 K 145/20). Wenn in den Aufzeichnungen keine genaue An-
fangs- und Schlusszeit festgehalten wird, führe dies nicht dazu, dass § 3b EStG unanwend-
bar ist, so das Gericht. Ärztinnen und Ärzte können sich in gleichgelagerten Fällen auf die-
ses – rechtskräftige – Urteil berufen. 

Anmerkung für Scheckzahler: Zahlungen per Scheck  
gelten erst drei Tage nach Eingang als geleistet.
*  Verschiebung auf diesen Tag wegen Feiertag (§ 108 Abs. 3 AO)
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